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IFRS fokussiert 

Vorgeschlagene Änderung an IFRS 16 zur  
Bilanzierung von Zugeständnissen  
aufgrund der Coronavirus-Pandemie 

Einleitung 

Der International Accounting 

Standards Board (IASB) hat am 

24. April 2020 einen Entwurf „Co-

vid-19-Related Rent Concessions 

(Proposed amendment to IFRS 16)“ 

zur Änderung von IFRS 16 Lea-

singverhältnisse veröffentlicht. 

Die vorgeschlagene Änderung be-

trifft die bilanziellen Auswirkungen 

von Zugeständnissen, die im Rah-

men der Coronavirus-Pandemie 

eingeräumt werden. Ziel ist es, 

Leasingnehmern eine Erleichterung 

von der Anwendung der Vorschrif-

ten zu Vertragsmodifikationen in 

IFRS 16 einzuräumen. Die endgül-

tige Regelung soll noch im 

Mai 2020 verabschiedet werden, 

daher beträgt die Stellungnahme-

frist nur 14 Tage.  

Vorgesehen ist eine vollständig ret-

rospektive Anwendung für Berichts-

perioden, die am oder nach dem 

1. Juni 2020 beginnen. Eine vorzei-

tige Anwendung auf zum Zeitpunkt 

der Genehmigung zur Veröffentli-

chung noch nicht freigegebenen 

Abschlüsse ist möglich. Die An-

wendbarkeit für europäische Bilan-

zierer setzt den erfolgreichen Ab-

schluss der Übernahme in EU-Recht 

(Endorsement) voraus. 

Die Änderung ermöglicht eine An-

gleichung der Vorschriften zur Bi-

lanzierung von Leasingkonzessio-

nen zwischen IFRS und US-GAAP 

für Leasingnehmer.  

Zuvor hat der IASB erläuternde 

Hinweise zu IFRS 16 veröffentlicht, 

wie sich im Rahmen der Coronavi-

rus-Pandemie gewährte Zugeständ-

nisse unter Anwendung der beste-

henden Vorschriften in IFRS 16 bi-

lanziell auswirken können. Dies 

stellt keine Änderung, Aufhebung 

oder Ergänzung des Standards dar, 

sondern soll die einheitliche Anwen-

dung von IFRS 16 sicherstellen.  
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Hintergrund 

Die in vielen Ländern weltweit verhängten Ausgangsbeschränkungen und 

Maßnahmen zur Eindämmung der Coronavirus-Pandemie haben für Unter-

nehmen zahlreiche Konsequenzen. Hierzu zählen Produktionsunterbrechun-

gen und zumindest vorübergehende Standortschließungen, aber auch staat-

liche Stützungsmaßnahmen, wie beispielweise das von der Bundesregierung 

erlassene „Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im 

Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht“.  

Vor diesem Hintergrund werden Leasingnehmern z.T. verschiedene freiwil-

lige oder gesetzlich eingeräumte Zugeständnisse, wie insbesondere die 

Stundung oder der Erlass von Leasing-/Mietzahlungen für einen bestimmten 

Zeitraum gewährt. Um die bilanzielle Abbildung dieser Maßnahmen in Zei-

ten der Coronavirus-Pandemie für wirtschaftlich belastete Unternehmen 

möglichst unkompliziert zu gestalten, hat der IASB mit dem Entwurf  

„Covid-19-Related Rent Concessions (Proposed amendment to IFRS 16)“ 

eine Änderung von IFRS 16 vorgeschlagen. Damit soll eine praktische Er-

leichterung in den Standard aufgenommen werden, die es Leasingnehmern 

erlaubt, im Zusammenhang mit der Coronavirus-Pandemie stehende Zuge-

ständnisse bei Leasingverhältnissen vereinfacht bilanziell zu berücksichti-

gen.  

Zusätzlich hat der IASB bereits am 10. April 2020 erläuternde Hinweise zu 

IFRS 16 zur Anwendung der geltenden Vorschriften zur Bilanzierung von 

Änderungen an Leasingverhältnissen veröffentlicht. Diese Hinweise werden 

auch weiterhin Bestand haben, denn nicht für alle Zugeständnisse werden 

Leasingnehmer die vorgeschlagene Erleichterung in Anspruch nehmen kön-

nen bzw. wollen.  

 

Die vorgeschlagenen Änderungen im Einzelnen  

Zugeständnisse im Rahmen von Leasingverhältnissen, die aus gesetzlichen 

Vorschriften resultieren oder zwischen den Vertragsparteien vereinbart wer-

den, sind grundsätzlich dahingehend zu überprüfen, ob sie eine Modifikation 

des bestehenden Leasingverhältnisses darstellt. Der Leasingnehmer beur-

teilt danach in einem ersten Schritt, ob eine Änderung des Umfangs des ur-

sprünglichen Vertrags eingetreten ist und in einem zweiten Schritt, ob diese 

Änderung bereits Teil des ursprünglichen Vertrags war (z.B. in Gestalt von 

Sonderregelungen für Seuchen und behördliche Eingriffe). Zugeständnisse, 

die in diesem Sinne nicht Gegenstand des ursprünglichen Leasingverhältnis-

ses waren, sind entsprechend der Vorschriften in IFRS 16 als Vertragsmodi-

fikation zu bilanzieren. Dies führt in der Regel zur Neuberechnung von be-

stehenden Nutzungsrechten und Leasingverbindlichkeiten auf Grundlage ei-

nes Zinssatzes, der für den Zeitpunkt der Modifikation zu ermitteln ist.  

In der Konsequenz führt dies dazu, dass jeder Vertrag auf das Vorliegen 

solcher Modifikationen hin analysiert werden muss. Dies stellt nach Ein-

schätzung des IASB insbesondere Leasingnehmer vor eine große Herausfor-

derung. Kommt es nämlich zur Neubewertung von Nutzungsrechten und 

Leasingverbindlichkeiten, kann es durch die Zugeständnisse zu einer Erhö-

hung beider Bilanzpositionen kommen. Dies kann insbesondere dann auftre-

ten, wenn bei einer vollständig retrospektiven Erstanwendung bei Übergang 

Vereinfachung der  
Bilanzierung von  
Zugeständnissen  
unter IFRS 16 
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auf IFRS 16 die aktuell anzuwendenden Zinsen für die Diskontierung der 

Leasingverbindlichkeiten niedriger sind als die im Übergang verwendeten 

Zinsen.  

Um dem erwarteten Analyse- und Dokumentationsaufwand zu begegnen 

und gleichzeitig einen rein zinsinduzierten Anstieg von Nutzungsrechten und 

Leasingverbindlichkeiten nur aufgrund solcher Zugeständnisse von Unter-

nehmen zu vermeiden, schlägt der IASB als praktische Erleichterung für 

Leasingnehmer vor, bei den Maßnahmen ausnahmsweise auf die Prüfung ei-

ner Vertragsmodifikation im Sinne von IFRS 16 sowie die bilanzielle Abbil-

dung einer solchen verzichten zu können.  

Dementsprechend dürfen Leasingnehmer bei Inanspruchnahme der prakti-

schen Erleichterung die Vorschriften des Standards für Vertragsänderungen 

anwenden und können somit auch faktische Modifikationen nicht als solche 

bilanzieren.  

Die Nutzung dieser praktischen Erleichterung wird vom IASB jedoch an 

enge Voraussetzungen geknüpft, um einen missbräuchlichen Verzicht auf 

die Anwendung der Modifikationsvorschriften zu verhindern. Ein Leasing-

nehmer kann die praktische Erleichterung nur bei kumulativer Erfüllung der 

nachstehenden Voraussetzungen in Anspruch nehmen:  

1. Die Zugeständnisse müssen als unmittelbare Folge der Coronavirus-
Pandemie vereinbart oder erlassen worden sein.  

2. Die Änderung der Leasingzahlungen darf nur zu einer Veränderung 
der Gegenleistung führen, die substanziell gleich oder geringer der 

Gegenleistung vor Gewährung war. Mit anderen Worten würde eine 
(Netto-)Erhöhung der Gegenleistung nicht in den Anwendungsbe-
reich der praktischen Erleichterung fallen. 

3. Die Inanspruchnahme ist zeitlich begrenzt auf Zahlungen, die ent-

sprechend der ursprünglichen vertraglichen Vereinbarung im Jahr 
2020 fällig gewesen wären.  

4. Die Änderungen dürfen nicht mit weiteren wesentlichen Änderungen 

der Bedingungen oder Vertragskonditionen einhergehen. 

 

Der Leasingnehmer hat die Inanspruchnahme der praktischen Erleichterung 

im Anhang anzugeben.   

Beobachtung  
Der Leasingnehmer würde in diesem Fall keine (erfolgsneutrale) An-
passung von Nutzungsrechten und Leasingverbindlichkeiten erfassen 
oder einen neuen Vertrag bilanzieren, sondern die Anpassung entwe-
der als negative variable Leasingzahlung abbilden bzw. eine anteilige 

Ausbuchung der Leasingverbindlichkeit unter Anwendung von IFRS 9 
Finanzinstrumente prüfen. Inwieweit eine reduzierte oder ausge-
setzte Nutzungsmöglichkeit des Leasinggegenstandes (z.B. in Folge 
einer behördlich angeordneten Schließung) einen Wertminderungsbe-
darf im Sinne von IAS 36 Wertminderung von Vermögenswerten 
des bilanzierten Nutzungsrechts begründet, ist gesondert zu würdi-

gen. 

Beobachtung  
Die praktische Erleichterung darf nicht für Zahlungen in Anspruch ge-
nommen werden, deren ursprüngliche Fälligkeit nach dem 31. De-

zember 2020 liegt. 
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Anders als unter US-GAAP soll die praktische Erleichterung nicht für Lea-

singgeber gelten, da der IASB die Komplexität der Änderungen und die pro-

zessualen Möglichkeiten der Umsetzung bei Leasinggebern als weniger kri-

tisch erachtet. Hier gelten also die bestehenden Regelungen unverändert. 

Für weitere Ausführungen hierzu verweisen wir auf den untenstehenden Ab-

schnitt zu US-GAAP.  

 

Erstmalige Anwendung, Auslaufen der Erleichterung und Stellung-

nahmefrist 

Die Frist zur Einreichung von Stellungnahmen wurde mit Zustimmung der 

Treuhänder der IFRS-Stiftung (IFRS Foundation) von den üblichen 120 Ta-

gen auf 14 Tage verkürzt, um eine schnelle Erstanwendung der Änderungen 

zu ermöglichen. Sie endet am 8. Mai 2020. Anschließend werden die weite-

ren Schritte des Due Process durchlaufen, mit dem Ziel, die praktische Er-

leichterung noch im Mai 2020 durch den IASB zu verabschieden und zu ver-

öffentlichen.  

Die vorgeschlagenen Änderungen sollen verpflichtend für Geschäftsjahre 

angewendet werden, die am oder nach dem 1. Juni 2020 beginnen. Die An-

wendung erfolgt retrospektiv gemäß IAS 8 Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden, Änderungen von Schätzungen und Fehler. Eine vor-

zeitige Anwendung, auch auf zum Zeitpunkt der Genehmigung zur Veröf-

fentlichung der endgültigen Regelungen noch nicht freigegebenen Ab-

schlüsse (not yet authorised for issue) ist möglich.  

Für eine Anwendung in der EU ist anschließend der Abschluss der Über-

nahme in EU-Recht (Endorsement) notwendig. Die EU hat bislang nicht zu 

den Plänen des IASB Stellung bezogen oder einen möglichen Zeitplan für 

ein kurzfristiges Endorsement bekannt gegeben.  

 

Überblick über die erläuternden Hinweise zu IFRS 16   

Unter dem Titel „IFRS 16 and covid-19 – Accounting for covid-19-related 

rent concessions applying IFRS 16 Leases“ hat der IASB am 10. April 2020 

erläuternde Hinweise veröffentlicht, um eine einheitliche Anwendung von 

IFRS 16 auf Zugeständnisse im Rahmen von Leasingverhältnissen zu si-

chern. Anhand zentraler Vorschriften aus IFRS 16 sowie anderer IFRS dis-

kutiert der IASB in dem Papier die Frage, ob und wie Zugeständnisse als 

Vertragsmodifikationen im Sinne von IFRS 16 zu bilanzieren sind. Dabei 

werden relevante Prüfungsschritte erläutert und klarstellende Hinweise für 

die Anwendung gegeben. Im Folgenden werden die wesentlichen Punkte der 

Veröffentlichung dargestellt.  

Die Änderung einer Mietzahlung kann aus einer bilateral vereinbarten Ver-

tragsanpassung oder einer Änderung des anwendbaren Rechts bzw. einer 

ergänzenden Verordnung resultieren. Eine Modifikation im Sinne von 

IFRS 16 liegt vor, wenn sich der Umfang des Leasingverhältnisses und/oder 

die Gegenleistung ändert, wobei beides nicht Gegenstand der ursprüngli-

chen Vereinbarung war. Beispiele für eine Änderung des Umfangs eines 

Leasingverhältnisses sind die Hinzufügung oder Beendigung des Rechtes zur 

Nutzung eines oder mehrerer zugrundliegender Vermögenswerte oder die 

Verlängerung oder Kürzung der vereinbarten Mietzeit. Eine Aussetzung des 

Vertrags, die eine Unterbrechung der Nutzung des Vermögenswertes sowie 

Die Anpassung einer  
Mietzahlung allein  
ist keine  
Vertragsmodifikation 

https://cdn.ifrs.org/-/media/feature/supporting-implementation/ifrs-16/ifrs-16-rent-concession-educational-material.pdf
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der Zahlung der Leasingraten umfasst oder die Reduzierung der Gegenleis-

tung allein, stellen keine Änderung des Umfangs des Leasingverhältnisses 

dar und würden nicht in den Anwendungsbereich einer Modifikation im 

Sinne von IFRS 16 fallen.  

Der IASB stellt klar, dass bei einer Änderung einer Gegenleistung die Aus-

wirkung auf die gesamte Gegenleistung des Vertrags zu untersuchen ist. 

Wird danach im Rahmen eines Zugeständnisses ein Teil der Zahlungen auf 

einen späteren Fälligkeitszeitpunkt verschoben, ohne dass die gesamte Ge-

genleistung des Vertrags dadurch verändert wird, liegt keine Änderung der 

Gegenleistung und somit kein Modifikationssachverhalt vor. Ebenso stellt 

eine Änderung von Zahlungen dann keine Modifikation dar, wenn diese auf 

bereits im ursprünglichen Vertrag verankerte Vorschriften oder anwendba-

res Recht zurückzuführen ist. Dies gilt auch dann, wenn die Anwendung 

entsprechender Klauseln zuvor nicht in Betracht gezogen wurde. Derartige 

Mietkonzessionen werden unter Anwendung der entsprechenden Regelun-

gen als (negative) variable Zahlungen erfasst.  

Sofern der Leasingnehmer zu dem Ergebnis kommt, dass es sich nach Maß-

gabe der vorstehenden Bestimmungen nicht um eine Vertragsmodifikation 

handelt und das Zugeständnis zum Erlöschen eines Teils der Verpflichtung 

des Leasingnehmers führt, ist nach IFRS 9 zu prüfen, ob ein Teil der Lea-

singverbindlichkeit auszubuchen ist.  

Im Gegensatz dazu sind die jeweiligen Vorschriften für Modifikationen vom 

Leasingnehmer und Leasinggeber bei Zugeständnissen anzuwenden, bei de-

nen es sich um Vertragsanpassungen handelt, die nicht Gegenstand der ur-

sprünglichen Vereinbarungen oder des anwendbaren Rechts waren.  

 

Veröffentlichungen seitens des Financial Accounting Standards 

Board (FASB) 

Am 10 April 2020 hat sich auch das FASB explizit zur bilanziellen Abbildung 

von Mietkonzessionen in Form eines „Staff Q&A“ geäußert. Darin wird die 

Auffassung vertreten, dass Unternehmen bei Zugeständnissen im Zusam-

menhang mit den Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie nicht jeden Ver-

trag separat zu analysieren haben, um zu untersuchen, ob durchsetzbare 

Rechte und Verpflichtungen im Vertrag bestehen, das heißt, ob eine Modifi-

kation im Sinne der US-GAAP vorliegt. Somit besteht unter US-GAAP für 

Leasingnehmer und Leasinggeber ein Wahlrecht, Zugeständnisse als Modifi-

kation unter Anpassung von Verbindlichkeiten bzw. Forderungen anzupas-

sen oder als variable Leasingzahlungen abzubilden.  

Diese Wahlmöglichkeit besteht für Zugeständnisse bei Leasingverhältnissen 

in Zusammenhang mit den Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie, die 

nicht zu einer wesentlichen Erhöhung der Rechte des Leasinggebers oder 

der Pflichten des Leasingnehmers führen. Beispielsweise steht diese prakti-

sche Erleichterung für Mietkonzessionen zur Verfügung, die dazu führen, 

dass die nach dem geänderten Vertrag anfallenden Gesamtzahlungen sub-

stanziell gleich oder geringer als die ursprünglich vereinbarten Gesamtzah-

lungen unter dem Vertrag sind.   

Änderung von IFRS 16 
führt zu einer  
Harmonisierung zwischen 
IFRS und US-GAAP  
für Leasingnehmer 

https://www.fasb.org/cs/Satellite?c=FASBContent_C&cid=1176174459740&pagename=FASB%2FFASBContent_C%2FGeneralContentDisplay
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werden soll oder Sie ihn nicht mehr  

erhalten wollen. 
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